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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2 6 . Juli 1950 

BK 19*7/50 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über den Verkehr mit 
Milch, Milcherzeugnissen und Fetten 
(Milch- und Fettgesetz) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. 

Der Deutsche Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes in seiner Sitzung am 21 . Juli 1950 nach der 
Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrats ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Der Termin, zu dem das Gesetz ursprünglich in Kraft treten sollte, 
ist inzwischen verstrichen. § 28 Absatz 1 des Gesetzentwurfs soll 
daher folgende Fassung erhalten: 

„Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.” 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über den Verkehr mit Milch, 
Milcherzeugnissen und Fetten 
(Milch- und Fettgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Erster Abschnitt 

Milch und Milcherzeugnisse 

§ 1 

Molkerei-Einzugsgebiete 

(1) Milcherzeuger können durch die nach Landes- 
recht zuständige oberste Landesbehörde (oberste 
Landesbehörde) verpflichtet werden, Milch und 
Sahne (Rahm), die sie in den Verkehr bringen, an 
eine Molkerei, die von der obersten Landesbehörde 
bestimmt wird, zu liefern. Die oberste Landes- 
behörde kann den Milcherzeugern mehrere Molke- 
reien zur Wahl stellen; die gewählte Molkerei gilt 
als die nach Satz 1 bestimmte. 

(2) Absatz 1 findet auf Vorzugsmilch keine An- 
wendung. 

(3) Die oberste Landesbehörde kann, wenn sie 
eine Anordnung nach Absatz 1 Satz 1 trifft, Milch- 
erzeugern gestatten, Milch oder Sahne (Rahm) un- 
mittelbar an Milchhändler, Groß- und Einzelver- 
braucher abzugeben. 

(4) Werden Molkereien nach Absatz 1 bestimmt, 
so sind sie verpflichtet, Milch und Sahne (Rahm) 
von den von der obersten Landesbehörde bestimm- 
ten Milcherzeugern abzunehmen. Die Bestimmung 
kann auch ortsweise erfolgen. Die oberste Landes- 
behörde kann den Molkereien untersagen, Milch 
oder Sahne (Rahm) von anderen Milcherzeugern an- 
zunehmen. 

§ 2 

Molkerei- Absatzgebiete 

(1) Milchhändler und Molkereien (Abnehmer) 
sind verpflichtet, Milch und Milcherzeugnisse nur 
von einer Molkerei, die von der obersten Landes- 
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behörde bestimmt wird, zu beziehen. Die oberste 
Landesbehörde kann den Abnehmern mehrere Mol- 
kereien zur Wahl stellen; die gewählte Molkerei gilt 
als die nach Satz 1 bestimmte. 

(2) Die nach Absatz 1 bestimmten Molkereien 
sind verpflichtet, Milch und Milcherzeugnisse an die 
von der obersten Landesbehörde bestimmten Milch- 
händler oder Molkereien zu liefern. 

§ 3 

Begriffsbestimmungen 

(1) Für dieses Gesetz sind die Begriffsbestimmun- 
gen der §§ 1 und 2 der Ersten Verordnung zur Aus- 
führung des Milchgesetzes vom 15. Mai 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 150) maßgebend, soweit sich 
nicht aus Absatz 3 ein anderes ergibt. 

(2) Als Milcherzeuger im Sinne dieses Gesetzes 
gelten nur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im 
Sinne des § 20 der Ersten Verordnung zur Durch- 
führung des Milchgesetzes. 

(3) Milcherzeugnisse im Sinne des ersten Ab- 
schnittes sind: 

Sahne (Rahm), Kaffeesahne, Trinksahne, Sauer- 
milchsorten (Sauermilch, Joghurt, Kefir und ähn- 
liches) und entrahmte Milch, saure Magermilch, 
Magermilch-Joghurt, Magermilch-Kefir, Molke, 
Buttermilch, geschlagene Buttermilch. 

(4) Molkereien im Sinne dieses Gesetzes sind auch 
Käsereien sowie andere Betriebe, die Milch be- oder 
verarbeiten. 


§4 


Besondere Abnahmepflichten 

Die obersten Landesbehörden können Molkereien 
zur Sicherung der Versorgung verpflichten, be- 
stimmte Mengen an Milch und Milcherzeugnissen 
von anderen Molkereien abzunehmen. 


§ 5 

Absatz im Straßenhandel 

Die obersten Landesbehörden können bestim- 
men, daß Milchhändler Milch und Milcherzeugnisse 
im Straßenhandel, soweit ein Verkauf von Milch 
und Milcherzeugnissen im Straßenhandel zulässig 
ist, nur in bestimmten Bezirken absetzen dürfen. 
Die Abgabe von Milch und Milcherzeugnissen, die 
auf Gefäße oder Behältnisse zur verkaufsfertigen 
Abgabe an die Verbraucher gemäß § 9 des Milch- 
gesetzes vom 31. Juli 1930 (Reichsgesetzbl. I S. 421) 
im Betrieb des Erzeugers oder in Bearbeitungs- 
stätten abgefüllt sind, kann von dieser Regelung 
ausgenommen werden. 
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§ 6 

Bisherige Regelungen 

Liefer- und Annahmebeziehungen zwischen 
Milcherzeugern und Molkereien und zwischen Mol- 
kereien und Abnehmern, die von den bisher zu- 
ständigen Stellen festgelegt worden sind, bleiben be- 
stehen, sofern nicht die obersten Landesbehörden 
nach § 7 Änderungen treffen oder Ausnahmen zu- 
lassen. 


§7 


Änderungen und Ausnahmen 


(1) Die obersten Landesbehörden können Bestim- 
mungen, die sie nach §§ 1,2,4 und 5 getroffen haben, 
sowie Liefer- und Ausnahmebeziehungen im Sinne 
des § 6 abändern. Solche Änderungen sollen auf 
Antrag der Landesvereinigung (§ 11), eines Milch- 
erzeugers, einer Molkerei oder eines Milchhändlers 
erfolgen, wenn nicht schwerwiegende wirtschaftliche 
Interessen der Beteiligten oder Gründe der Versor- 
gung entgegenstehen. 

(2) Die obersten Landesbehörden können Aus- 
nahmen von den nach § 1 Absatz 1 erlassenen Be- 
stimmungen sowie von den Bestimmungen des § 1 
Absatz 4 und des § 2 für bestimmte Gebiete oder 
für bestimmte Milcherzeugnisse zulassen. 


§ 8 


Übergebietliche Liefer- und Annahmebeziehungen 

Erstrecken sich Liefer- und Annahmebeziehungen 
zwischen Milcherzeugern und Molkereien oder zwi- 
schen Molkereien und Abnehmern über das Gebiet 
eines Landes hinaus und kommt eine gemeinsame 
Regelung der beteiligten obersten Landesbehörden 
nach §§ 1, 2, 4 oder 7 nicht zustande, so entscheidet 
auf Antrag einer beteiligten obersten Landes- 
behörde der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten (Bundesminister). 


S 9 


Förderung und Erhaltung der Güte 

(1) Um die Güte von Milch und Milcherzeug- 
nissen zu fördern und zu erhalten, kann der Bun- 
desminister im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern durch Rechtsverordnung be- 
stimmen, daß Milch und Milcherzeugnisse besonders 
geprüft werden und daß bei der Beförderung vom 
Erzeuger bis zum Verbraucher und beim Vertrieb 
bestimmte Schutzmaßnahmen getroffen werden. 

(2) Soweit der Bundesminister keine Vorschriften 
erlaßt, können die obersten Landesbehörden Vor- 
schriften erlassen. 


4 



5 io 

Ausgleich 

(1) Die obersten Landesbehörden haben durch 
ausgleichende Maßnahmen, insbesondere durch Ge- 
währung von Zuschüssen aus den nach Absatz 2 er- 
hobenen Ausgleichsabgaben, dafür zu sorgen, daß 

1. die Verwertung der Milch als Trinkmilch und 
als Werkmilch, 

2. die notwendige Versorgung der Trinkmilch- 
märkte trotz unterschiedlicher Entfernung der 
Molkereien vom Markt 

zu einer Annäherung der wirtschaftlichen Ergeb- 
nisse für Milcherzeuger und Molkereien führt. 

(2) Die obersten Landesbehörden können im Be- 
nehmen mit den Landesvereinigungen (§ 11) von 
den Molkereien Ausgleichsabgaben auf Trinkmilch 
erheben. Übersteigt die Abgabe 1 Dpf je Kilogramm 
Trinkmilch, so ist die Zustimmung des Bundes- 
ministers erforderlich. Die aufkommenden Mittel 
sind gesondert zu verwalten und im Benehmen mit 
den Landesvereinigungen (§ 11) für die in Absatz 1 
genannten Zwecke zu verwenden. 

(3) Der Bundesminister kann im Einvernehmen 
mit den Bundesministern der Finanzen und für 
Wirtschaft nach Anhörung der berufsständischen 
Organisationen der Landwirtschaft, der Molkereien 
und des Handels sowie der Verbraucherorganisa- 
tionen (Gewerkschaften und Hausfrauenverbände) 
durch Rechtsverordrrung bestimmen, daß die ober- 
sten Landesbehörden unbeschadet der Vorschrift 
des Absatzes 2 von den Molkereien Abgaben bis 
zur Höhe von 1 Dpf je Kilogramm Milch erheben. 
Die aufkommenden Mittel sind dem Bundesminister 
für die Einlagerung von Butter, Butterschmalz, Käse 
oder Milch- und Sahnedauerwaren zur Verfügung 
zu stellen; sie sind gesondert zu verwalten. 

Beteiligung der Milchwirtschaft und 
der Verbraucher 

(1) Zur Vorbereitung und technischen Durch- 
führung der nach diesem Abschnitt und nach den 
§§17 Absatz 1, 18 und 20 zu treffenden Maß- 
nahmen, insbesondere zur Förderung der Güte von 
Milch und Milcherzeugnissen, soll in jedem Lande 
eine Vereinigung (Marktgemeinschaft, Arbeits- 
gemeinschaft oder ähnl.) mitwirken, die sich aus den 
Organisationen der an der Milchwirtschaft beteilig- 
ten Wirtschaftskreise und der Verbraucher gebildet 
hat und von der obersten Landesbehörde als Landes- 
vereinigung anerkannt ist. 

(2) In den Organen der Vereinigung müssen die 
Gruppen der Milcherzeuger, der Molkereien, des 
Handels und der Verbraucher gleichmäßig vertreten 
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sein. Die Rechte und Pflichten der Vereinigung und 
ihrer Mitglieder sind in einer Satzung zu regeln. 

(3) Zur Förderung der Güte von Milch und Milch- 
erzeugnissen kann die Satzung bestimmen, daß je 
nach der Güte der abgelieferten Milch oder Milch- 
erzeugnisse Prämien zu gewähren oder Abzüge ein- 
zubehalten sind. 

(4) Die Landesvereinigung untersteht, soweit sie 
zur Mitwirkung nach Absatz 1 herangezogen wird, 
der Aufsicht der obersten Landesbehörde. Diese hat 
darüber zu wachen, daß die Vereinigung ihre Auf- 
gaben entsprechend den Gesetzen und der Satzung 
erfüllt. 


Zweiter Abschnitt 

Fette 


§ 12 


Errichtung und Organe der Einfuhr- und 
Vorratsstelle 


(1) Es wird eine Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Fette (Einfuhr- und Vorratsstelle) als Anstalt des 
öffentlichen Rechts errichtet. 

(2) Die Organe der Einfuhr- und Vorratsstelle 
sind: 

1. der Vorstand, 

2. der Verwaltungsrat. 

(3) Der Vorstand vertritt die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle gerichtlich und außergerichtlich. 

(4) Der Verwaltungsrat besteht aus 

1. zwei Vertretern des Bundesmmisters als Vor- 
sitzendem und stellvertretendem Vorsitzenden, 

2. je einem Vertreter der Bundesminister der Fi- 
nanzen, für Wirtschaft und für Verkehr, 

3. fünf Vertretern der obersten Landesbehörden, 
die der Bundesrat bestimmt, 

4. folgenden Vertretern der beteiligten Wirt- 
schaf tskreise: 

vier Vertretern der Landwirtschaft, 
einem Vertreter des Importhandels, 
einem Vertreter der Butterabsatz-Genossen- 
schaften, 

einem Vertreter des Großhandels, 
einem Vertreter des Einzelhandels, 
zwei Vertretern der Verbraucher. . 

Dem Verwaltungsrat steht die Beschlußfassung in 
allen grundsätzlichen Fragen zu, die zum Aufgaben- 
gebiet der Einfuhr- und Vorratsstelle gehören. Er 
beaufsichtigt den Vorstand. Er hat insbesondere die 
Aufgabe, die Tätigkeit der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle periodisch zu überwachen; er kann sich dabei 
einer Treuhandstelle bedienen. 


6 



(5) Die Einfuhr- und Vorratsstelle untersteht dem 
Bundesminister. Dieser kann ihr Weisungen er- 
teilen. Die Bundesregierung kann Beschlüsse des 
Verwaltungsrates auf heben. 

(6) Der Bundesminister regelt den Aufbau der 
Einfuhr- und Vorratsstelle sowie die Bildung und 
Zuständigkeit ihrer Organe im einzelnen. 

§ 13 

Aufgaben der Einfuhr- und Vorratsstelle 

(1) Wer Butter oder Schmalz (Schweineschmalz 
und Butterschmalz) aus dem Auslande einführt 
oder aus sonstigen Gebieten in das Bundesgebiet 
verbringt (Einfuhrer), hat sie vor der Zoll- oder 
Grenzabfertigung der Einfuhr- und Vorratsstelle 
zum Kauf anzu bieten. Als Kaufpreis gilt der Ein- 
standspreis des Einführers frei Grenze des Bundes- 
gebietes zuzüglich der handelsüblichen Spanne, so- 
fern nicht allgemein ein anderer Ubernahmepreis 
testgesetzt ist. 

(2) Einführer im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 
über die Butter oder das Schmalz nach ihrer Ver- 
bringung in das Bundesgebiet im eigenen oder frem- 
den Namen und für eigene oder fremde Rechnung 
zu verfügen berechtigt ist. Befindet sich der Ver- 
fügungsberechtigte nicht im Bundesgebiet, so tritt 
an seine Stelle der Empfänger im Bundesgebiet. 

(3) Die Einfuhr- und Vorratsstelle ist zur Über- 
nahme der ihr angebotenen Butter und des ihr an- 
gebotenen Schmalzes berechtigt, jedoch nicht ver- 
pflichtet. Macht sie von dem Ubernahmerecht kei- 
nen Gebrauch, so hat sie hierfür dem Einführer 
eine Erklärung abzugeben. Die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle kann den Einführer bei der Übernahme 
verpflichten, die Butter oder das Schmalz gleich- 
zeitig zum festgesetzten Abgabepreis zurückzu- 
kaufen. Die Übernahme und die Abgabe durch die 
Einfuhr- und Vorratsstelle sind von der Umsatz- 
steuer befreit. 

(4) Der Bundesminister kann die Einfuhr- und 
Vorratsstelle beauftragen, nach Maßgabe der im 
Haushalt bereitgestellten und der ihm nach § 10 
Absatz 3 zufließenden Mittel eine Vorratshaltung 
an Butter, Schmalz, Käse oder Milch- und Sahne- 
dauerwaren vorzunehmen. Wird ein solcher Auftrag 
erteilt, so kann sie diejenigen Mengen an Butter, 
Schmalz, Käse oder Milch- und Sahnedauerwaren 
übernehmen oder einlagern, die erforderlich sind, 
um eine gleichmäßige Versorgung zu gewährleisten 
und Marktschwankungen nach Möglichkeit auszu- 
gleichen. 

§ 14 

Zollabfertigung 

(1) Die Zollstellen fertigen Butter und Schmalz 
zum freien Verkehr nur ab, wenn der Einführer 
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einen Übernahmevertrag oder eine Erklärung der 
Einfuhr- und Vorratsstelle nach § 13 Absatz 3 Satz 2 
vorlegt. 

(2) Die Zollstellen haben die Einfuhr von Butter 
und Schmalz anzuzeigen und dabei den Namen des 
Einführers sowie Art, Menge und Herkunft der 
Butter und des Schmalzes anzugeben. Das Nähere 
bestimmt der Bundesminister der Finanzen. 


§ 15 

Fett-, Wasser- und Salzgehalt der Margarine 

Der Bundesminister ist ermächtigt, im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister des Innern zu ver- 
bieten, daß Margarine, deren Fettgehalt einen be- 
stimmten Mindestsatz nicht erreicht oder deren 
Wasser- oder Salzgehalt eine bestimmte Grenze 
überschreitet, gewerbsmäßig zum Verkauf vorrätig 
gehalten, feilgehalten, verkauft oder sonst in den 
Verkehr gebracht wird. 


§ 16 

Verwendung von entrahmter Milch zur 
Margarineherstellung 

(1) Wird zur Herstellung von Margarine an Stelle 
der insgesamt zulässigen Wassermenge entrahmte 
Milch oder die entsprechende Menge Magermilch- 
pulver, in Wasser gelöst, verwendet, so können die 
Gefäße und Umhüllungen, in denen diese Marga- 
rine gewerbsmäßig verkauft oder feilgehalten wird, 
zur Kennzeichnung der Güte mit dem Zusatz „unter 
Verwendung von entrahmter Milch hergestellt" 
oder mit dem Zusatz „unter Verwendung von Ma- 
germilchpulver hergestellt" versehen werden. 

(2) Die Vorschriften des Artikels I § 9 der Ver- 
ordnung des Reichspräsidenten zur Förderung der 
Verwendung inländischer tierischer Fette und in- 
ländischer Futtermittel vom 23. Dezember 1932 
(Reichsgesetzbl. I S. 575) bleiben unberührt. 

(3) Margarinefabriken fallen nicht unter den Be- 
griff der Molkereien (§ 3 Absatz 4). ' 


Dritter Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 
§ 17 

Preisregelung 

(1) Die obersten Landesbehörden können volks- 
wirtschaftlich gerechtfertigte Erzeuger- und Ver- 
braucherpreise sowie Bearbeitungs- und Handels- 
spannen für Milch festsetzen. 
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(2) Die Bundesregierung oder im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Bundesminister für 
Wirtschaft kann Erzeugerpreise für inländische 
Butter sowie Preise und Preisspannen für den 
Weiterverkauf festsetzen. Diese sollen volkswirt- 
schaftlich angemessen sein und den allgemeinen 
Marktverhältnissen entsprechen. 

(3) Werden Preise für Butter bei Abgabe durch 
die Molkereien nicht festgesetzt, so kann der Bun- 
desminister im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft durch Rechtsverordnung 
bestimmen, 

1. daß diese Preise von Notierungskommissionen 
an bestimmten Orten nach Maßgabe der Um- 
sätze festgestellt werden, 

2. daß das Ergebnis als „Amtliche Preisnotierung 
der Notierungskommission . . . .* festzuhalten 
und umgehend zu veröffentlichen ist. 

Der Bundesminister kann im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft nähere Be- 
stimmungen über das Verfahren der Notierung so- 
wie über die Zusammensetzung der Notierungs- 
kommissionen treffen. 

(4) Die Bundesregierung oder im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Bundesminister für 
Wirtschaft kann Übernahme- und Abgabepreise für 
die von der Vorratsstelle zu übernehmende Butter 
oder für das von ihr zu übernehmende Schmalz so- 
wie Preise und Preisspannen für den Weiterverkauf 
festsetzen, soweit dies erforderlich ist. um eine an- 
gemessene Preisgestaltung für eingeführte Butter 
und für eingeführtes Schmalz sicherzustellen. Dabei 
soll dem Handel die Möglichkeit des Wettbewerbs 
gegeben werden. 

(5) Rechtsverordnungen, durch die Preise nach 
Absatz 2 festgesetzt werden, bedürfen der Zustim- 
mung des Bundesrates, es sei denn, daß bei Erlaß 
der Rechtsverordnung nur eine Auswirkung von 
untergeordneter Bedeutung für den gesamten Preis- 
stand, insbesondere die Lebenshaltung, zu erwarten 
ist. 

§ 18 

Umlagen 

(1) Die obersten Landesbehörden können von den 
Molkereien Umlagen bis zu 0,3 Dpf je Kiloeramm 
be- und verarbeiteter Milch erheben, um die Milch- 
wirtscnaft zu fördern, insbesondere um die Güte 
der Milch und Miicherzeugnisse im Sinne des § 2 
der Ersten Verordnung zur Ausführung des Milch- 
gesetzes vom 13. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 130) 
zu heben, den Verbrauch von Milch und Milch- 
erzeugnissen zu steigern und die Bekämpfung der 
Rindertuberkulose und anderer Rinderkrank- 
heiten, die die Güte der Milch beeinträchtigen, zu 
unterstützen. 
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(2) Die aufkommenden Mittel sind gesondert zu 
verwalten und im Benehmen mit der Landesver- 
einigung (§ 11) zu den in Absatz 1 genannten Zwek- 
ken zu verwenden. 


§ 19 

Beitreibung 

Die Ausgleichsabgaben (§10 Absatz 2), die Ab- 
gaben (§10 Absatz 3) und die Umlagen (§ 18) 
können nach den Bestimmungen der Reichsabgaben- 
ordnung und ihrer Durchführungsbestimmungen 
beigetrieben werden. 


§ 20 

Gütezeichen 

(1) Der Bundesminister kann für Milch und 
Milcherzeugnisse im Sinne des § 2 der Ersten Ver- 
ordnung zur Ausführung des Milchgesetzes vom 
15. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 150) ein Güte- 
zeichen einführen. 

(2) Der Bundesminister bestimmt durch Rechts- 
verordnung 

L die Gestaltung des Gütezeichens, 

2. die Voraussetzungen für die Verleihung und die 
Entziehung des Gütezeichens, 

3. die Bedingungen und Auflagen für die Be- 
nutzung des Gütezeichens, 

4. die Stellen, die das Gütezeichen verleihen und 
entziehen und die Führung des Gütezeichens 
überwachen. 


§ 21 
frei 

§ 22 

Buchführungspflicht 

(1) Betriebe, die Schmalz be- oder verarbeiten, 
sowie Betriebe, die mit Butter oder Schmalz han- 
deln, sind verpflichtet, in übersichtlicher Form 
Bücher zu führen, die jederzeit über sämtliche Ge- 
schäftsvorgänge, insbesondere über die Einzelheiten 
des Erwerbs, der Lagerung (getrennt nach eigenen 
oder fremden Beständen), der Be- und Verarbei- 
tung, der Veräußerung sowie der Vermittlung von 
Butter und Scnmalz, mengen- und wertmäßig Auf- 
schluß geben. 

(2) Der Führung der Bücher gemäß Absatz 1 
bedarf es nicht, wenn in Betrieben mit ordnungs- 
mäßiger Geschäfts- und Betriebsbuchhaltung die er- 
forderlichen Angaben aus diesen Unterlagen jeder- 
zeit einwandfrei und übersichtlich hervorgehen. 
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(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten 
entsprechend für Lager- und Speditionsbetriebe, so- 
weit sie Butter oder Schmalz einlagern oder be- 
fördern. 


§ 23 

Meldepflicht 

(1) Molkereien sind verpflichtet, die Anliefe- 
rung, den Absatz und die Verwertung von Milch 
und Milcherzeugnissen im Sinne des § 2 der Ersten 
Verordnung zur Ausführung des Milchgesetzes vom 
15. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 150) zu melden. 
Die obersten Landesbehörden regeln die Einzel- 
heiten nach den vom Bundesminister aufeestellten 
Richtlinien. 

(2) Der Bundesminister kann durch Rechtsver- 
ordnung bestimmen, 

1. daß Be- und Verarbeitungsbetriebe den Erwerb, 
die Vorräte und die Verwertung von Ölsaaten, 
Ölfrüchten, Rohölen und Rohfetten sowie von 
Fertigerzeugnissen der öl- und Fettwirtschaft, 

2. daß Handelsbetriebe den Erwerb von inländi- 
schen Ölsaaten sowie die Vorräte an Ölsaaten, 
Ölfrüchten, Rohölen und Rohfetten 

zu melden haben. 


§ 24 

Auskunftspflicht 

(1) Der Bundesminister und die obersten Landes- 
behörden sind auskunftsberechtigte Stellen im 
Sinne der Verordnung über Auskunftspflicht vom 
13. Juli 1923 (Reichsgesetzbl. I S. 699, 723). 

(2) Der Bundesminister kann bestimmen, daß 
auch andere Stellen, die von ihm mit der Durch- 
führung dieses Gesetzes und der dazu ergehenden 
Durchführungsbestimmungen beauftragt werden, 
auskunftsberechtigt Im Sinne des § 1 der Verord- 
nung über Auskunftspflicht sind. 

(3) Die Verordnung über Auskunftspflicht findet 
mit Ausnahme des § 4 Absatz 2 und des § 6 An- 
wendung. 

§ 25 

V ersch wiegenheitspf licht 

Die Mitglieder der Organe der Landesvereinigung 
(§ 11). und der Einfuhr- und Vorratsstelle (§ 12) 
sind, vorbehaltlich der Dienstberichterstattung und 
der Anzeige von Gesetzwidrigkeiten, verpflichtet, 
über Einrichtungs- und Geschäftsverhältnisse, die 
durch ihre Tätigkeit im Rahmen des Gesetzes oder 
der darauf beruhenden Bestimmungen zu ihrer 
Kenntnis gelangen, Verschwiegenheit zu beachten 
und sich der Mitteilung und Verwertung von Ge- 
schäfts- und Betriebsgeheimnissen zu enthalten. So- 
weit sie nicht Beamte sind, sind sie nach § 1 der Ver- 
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Ordnung gegen Bestechung und Geheimnisverrat 
nichtbeamteter Personen in der Fassung vom 22. 
Mai 1943 (Reichsgesetzbl.I S.351) auf gewissenhafte 
Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu verpflichten. 


Vierter Abschnitt 
Straf- und Schlußbestimmungen 
§ 26 

Strafbestimmungen 
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. gegen die Lieferpflicht des § 2 Absatz 2 verstößt 
oder Milch oder Milcherzeugnisse entgegen den 
Bestimmungen des § 2 Absatz 1 bezieht oder 
Milch oder Milcherzeugnisse entgegen den auf 
§ 5 Satz 1 beruhenden Bestimmungen in den 
Verkehr bringt, 

2. als Milchhändler oder Großverbraucher ohne 
Erlaubnis der obersten Landesbehörde Milch 
oder Sahne (Rahm) vom Milcherzeuger bezieht, 

3. entgegen den Pflichten des § 1 Absatz 4 Satz 1 
und 2 die Abnahme vom Milcherzeuger ver- 
weigert oder sonstwie unterläßt oder einem 
Verbot der obersten Landesbehörde nach § 1 
Absatz 4 Satz 3 oder einer Bestimmune der 
obersten Landesbehörde nach § 1 Absatz 1 oder 
§ 4 zuwiderhandelt, 

4. die Anbietungspflicht nach ^13 Absatz 1 , die 
Buchführungspflicht nach § 22 oder die Melde- 
pflicht nach § 23 verletzt, 

5. die Auskunft, zu der er nach § 24 Absatz 3 die- 
ses Gesetzes und nach den 1 bis 3 der Ver- 
ordnung über Auskunftspflicht vom 13. Juli 
1923 (Reichsgesetzbl. I S. 699, 723) verpflichtet 
ist, ganz oder teilweise verweigert oder nicht 
in der gesetzten Frist erteilt oder unrichtige oder 
unvollständige Angaben macht, 

6. entgegen dem § 24 Absatz 3 dieses Gesetzes und 
§ 4 Absatz 1 der Verordnung über Auskunfts- 
pflicht die Einsicht in Geschäftsbriefe, Ge- 
schäftsbücher oder Unterlagen für die Bemes- 
sung von Preisen oder Vergütungen nicht ge- 
währt oder die Besichtigung oder Untersuchung 
von Betriebseinrichtungen oder -räumen nicht 
gestattet, 

7. Bestimmungen oder schriftlichen Verfügungen 
zuwiderhandelt, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, sofern diese Bestimmungen 
oder Verfügungen ausdrücklich auf die Straf- 
vorschriften dieses Gesetzes verweisen, 

wird, sofern die Zuwiderhandlung eine Wirtschafts- 
straftat ist, mit Gefängnis bis zu einem Jahr und 

Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. Ist 
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die Zuwiderhandlung eine Ordnungswidrigkeit, so 
kann eine Geldbuße festgesetzt werden. 

(2) Ob eine Zuwiderhandlung im Einzelfalle eine 
Wirtschaftsstraftat oder eine Ordnungswidrigkeit 
ist, bestimmt sich nach § 6 Absatz 2 und 3 des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes vom 26. Juli 1949 (WiGBl, 
S. 193) in der Fassung des Gesetzes vom 29. März 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 78). Die §§ 25 bis 48 und 
53 des Wirtschaftsstrafgesetzes sind anzuwenden. 

(3) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des 
Zweiten Buches und die §§ 100 und 101 des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes. Der Bundesminister bestimmt 
die zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des 
Wirtschaftsstrafgesetzes und nimmt die* Befugnisse 
aus § 94 des Wirtschaftsstrafgesetzes wahr. 


§ 27 


Befugnisse der Lander 


Die obersten Landesbehörden können die ihnen 
in diesem Gesetz erteilten Ermächtigungen zum Er- 
laß von Rechtsverordnungen auf andere Dienst- 
stellen übertragen. 


§ 28 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1950 in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt § 38 
des Milchgesetzes vom 31. Juli 1930 (Reichsgesetzbl. 
I S. 421) in der Fassung des Artikels 5 der Verord- 
nung vom 23. März 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 143) 
und des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Mdch- 
gecetzes vom 20. Tuli 1933 (Reichsgesetzbl. I S 527) 
außer Kraft: die übrigen Bestimmungen des Milch- 
gesetzes bleiben unberührt. 

(3) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten ent- 
gegenstehende Bestimmungen außer Kraft, ins- 
besondere 

1. Artikel 1, 2, 4 Absatz 2 und Artikel 6 der 
Zweiten Verordnung des Reichspräsidenten zur 
Förderung der Verwendung inländischer tieri- 
scher Fette und inländischer Futtermittel vom 
23. März 1933 (Rcichsgesetzbl. I S. 143) in der 
Fassung der Verordnung vom 18. Februar 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 112), 

2. die Verordnung über gewerbsmäßige Herstel- 
lung von Erzeugnissen der Margarinefabriken 
und Ölmühlen vom 23. März 1933 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 145) und die Vierte Verordnung 
über gewerbsmäßige Herstellung von Erzeug- 
nissen der Margarinefabriken und Ölmühlen 
vom 23. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1066), 

3. die Verordnung über den Verkehr mit ölen 
und Fetten vom 4. April 1933 (Reichsgesetzbl. I 
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S. 167) in der Fassung der Verordnungen vom 
21. Juni 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 375), vom 
18. Februar 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 112), vom 
8. Mai 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 376), vom 27. 
März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 625) und vom 
5. Dezember 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2409), 

,4. das Gesetz über den Verkehr mit Milcherzeug- 
nissen vom 20. Dezember 1933 (Reichsgesetzbl. 
I S. 1093), 

5. das Gesetz über den Verkehr mit Eiern vom 
20. Dezember 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 1094) in 
der Fassung der Verordnung vom 22. Mai 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 436), 

6. die Verordnung über den Verkehr mit Milch- 
erzeugnissen vom 21. Dezember 1933 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1109) in der Fassung der Verord- 
nungen vom 31. Januar 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 79), vom 9. Januar 1935 (Reichsgesetzbl I 
S. 10) und vom 27. März 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 625), 

7. die Verordnung über den Zusammenschluß der 
deutschen Milch-, Fett- und Eierwirtschaft vom 
29. Juli 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 957) in der 
Fassung der Verordnung vom 11. Mai 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 303), 

8. die Verordnung über die Herstellung von Sahne 
vom 25. Oktober 1938 (Reichsanz. Nr. 250), 

9. die Verordnung über die öffentliche Bewirt- 
schaftung von Milch, Milcherzeugnissen, ölen 
und Fetten vom 7. September 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1719), 

10. die Verordnung über die öffentliche Bewirt- 
schaftung von Eiern und Eierzeugnissen vom 
7. September 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1732), 

11. die Verordnung zur Änderung der Margarine- 
Bewirtschaftung vom 14. September 1939 
(Reichgesetzbl. I S. 1854), 

12. die Verordnung über den Verkehr mit Ölsäme- 
reien, Ölfrüchten, Margarine und Kunstspeise- 
fett vom 5. Dezember 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 2409) in der Fassung der Verordnung vom 
4. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 285), 

13. die Bekanntmachung des Reichsministers für Er- 
nährung und Landwirtschaft vom 8. Februar 
1940 (Reichsanz. Nr. 46), 

14. die Verordnung über den Verkehr mit Milch- 
erzeugnissen, Ölen und Fetten vom 16. Juni 
1942 (Reichsgesetzbl. I S. 413), 

15. alle Anordnungen der Wirtschaftlichen Vereini- 
gung der Dauermilcherzeuger, der deutschen 
milchwirtschaftlichen Vereinigung (Hauptver- 
einigung), der Hauptvereinigung der deutschen 
Milchwirtschaft, der Hauptvereinigung der 
deutschen Milch- und Fettwirtschaft, der Haupt- 
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Vereinigung der deutschen Eierwirtschaft und 
der Hauptvereinigung der deutschen Milch-, 
Fett- und Eierwirtschaft. 

(4) Verweisungen auf Vorschriften, die nach Ab- 
satz 2 und 3 außer Kraft getreten sind, gelten als 
Verweisungen auf die entsprechenden Bestimmun- 
gen dieses Gesetzes und seiner Durchführungs- 
bestimmungen. 


15 



Begründung 


I. Allgemeines 

Als weiterer Gesetzentwurf zur landwirtschaftlichen Markt- 
regelung wird — nach dem Getreidegesetz, dem Zuckergesetz und 
dem Vieh- und Fleischgesetz — hiermit das Milch- und Fettgesetz 
vorgelegt. Der ursprüngliche Plan, einen Gesetzentwurf über den 
Verkehr mit Milch und Milcherzeugnissen sowie einen weiteren 
Gesetzentwurf über öle und Fette vorzulegen, ist fallengelassen; viel- 
mehr sind beide Materien in einem Gesetz zusammengefaßt worden. 

A. Nach dem Wegfall der Zwangswirtschaft besteht für den Staat 
die Pflicht, einem der wichtigsten Nahrungsmittel, der Milch, seine 
besondere Aufmerksamkeit zu schenken und sowohl im Interesse des 
Erzeugers als auch im Interesse des Verbrauchers Regelungen zu 
treffen, die der Steigerung der Qualität der Milch, der Vermeidung 
unnötiger Transportwege und der Rationalisierung der Betriebe zu 
dienen bestimmt sind. Der vorliegende Gesetzentwurf soll die Ord- 
nung in der Trinkmilchversorgung der Bevölkerung unter Berück- 
sichtigung der gegenwärtigen Wirtschaftslage wieder hersteilen. Der 
Entwurf knüpft an die in der Praxis bewährten Grundsätze des 
Milchgesetzes aus dem Jahre 1930 an. 

Der Entwurf sieht, entsprechend dem bisherigen Recht, die Schaf- 
fung von Molkerei-Einzugsgebieten und Molkerei-Absatzgebieten 
vor und legt den Landesbehörden die Verpflichtung auf, allen be- 
rechtigten Wünschen auf Regelung der Liefer- und Annahmebezie- 
hungen zwischen Milcherzeugern und Molkereien und zwischen den 
Molkereien und ihren Abnehmern zu entsprechen. Die vorgesehene 
Regelung ist die Voraussetzung für eine Ordnung des Milchmarktes, 
die auch den Interessen der Erzeuger selbst zu dienen bestimmt ist. 
Eine straffe Festlegung der Einzugs- und Absatzgebiete wird beson- 
ders zur Sicherstellung der Versorgung in bestimmten Gebieten, z. B. 
in den Großstädten, im Ruhrgebiet und in anderen Zuschußgebieten, 
erforderlich sein, während in ländlichen Bezirken mit geringerer Be- 
völkerungszahl gegebenenfalls von einer Festlegung von Einzugs- 
und Absatzgebieten abgesehen werden kann. Im einzelnen ist nicht 
beabsichtigt, einheitliche Regelungen der Milchwirtschaft für das ge- 
samte Bundesgebiet vorzunehmen. Die strukturellen Bedingungen 
der Milchwirtschaft in den Ländern des Bundesgebietes sind ver- 
schieden. Deshalb soll es den Landesregierungen überlassen bleiben, 
nähere Vorschriften entsprechend den im Gesetz auf gestellten Grund- 
sätzen zu erlassen. 

Der Belieferung der Verbraucher mit hygienisch einwandfreier 
Milch sowie der Rationalisierung in der Milchwirtschaft dienen ins- 
besondere die Bestimmungen über Förderung und Erhaltung der 
Güte der Milch (§ 9 des Entwurfes) sowie die Ermächtigung des 
Bundesministers für ELF, ein Gütezeichen für Milch und Milcherzeug- 
nisse einzuführen (§ 20). 

Ausgleichsmaßnahmen bei der Verwertung von Trinkmilch und 
Werkmilch sind seit langem eingeführt. § 10 des Entwurfes gibt dem- 
entsprechend den obersten Landesbehörden die Ermächtigung, von 
den Molkereien Ausgleichsabgaben einzuziehen, damit möglichst 
gleichmäßige wirtschaftliche Ergebnisse für die Milcherzeuger und 
Molkereien erzielt werden. Zur Förderung der Milchwirtschaft, ins- 
besondere zur Bekämpfung von Rinderseudicn, zur Durchführung 


16 



von Milchleistungsprüfungen u. ähnl. können von den Molkereien 
Umlagen gemäß § 18 erhoben werden. 

Von besonderer Bedeutung ist die Beteiligung der Milchwirtschaft 
und der Verbraucher an der technischen Durchführung milchwirt- 
schaftlicher Maßnahmen, insbesondere zur Förderung der Güte von 
Milch und Milcherzeugnissen. Die im § 11 vorgesehenen Vereinigun- 
gen bestehen bereits in einigen Ländern, z. B. die Marktgemeinschaft 
in Nordrhein-Westfalen, und arbeiten mit gutem Erfolg in der milch- 
wirtschaftlichen Marktordnung mit. Der Gesetzentwurf sieht vor, 
daß die gleichmäßige Beteiligung der Erzeuger, der Molkereien, des 
Handels und der Verbraucher an einer solchen Vereinigung die Vor- 
aussetzung für ihre Anerkennung als „Landesvereinigung“ im Sinne 
des Gesetzes ist. 

Was schließlich den Milchpreis betrifft, so ist seine Festsetzung den 
Ländern mit Rücksicht auf die verschiedenartigen örtlichen Verhält- 
nisse überlassen. 

B. Schwierige grundsätzliche Fragen ergeben sich auf dem Gebiete 
der öl- und Fettwirtschaft. Hier ist zunächst zu sagen, was der Ge- 
setzentwurf nicht regelt: 

Eine sogenannte Einfuhrschleuse, wie sie z. B. bei Getreide und 
Zucker eingeführt ist, ist — nach eingehenden Beratungen über diese 
Frage — für öle und Fette nicht vorgesehen. Ebenso ist von der 
Einführung einer Kontingentierung in der Ölmühlen- und Marga- 
rine-Industrie abgesehen worden, obgleich manche Gesichtspunkte 
für die Einführung einer solchen Kontingentierung oder jedenfalls 
für die Ermächtigung an den Bundesminister, eine Kontingentierung 
durch Rechtsverordnung einzuführen, gesprochen hätten. Der Ent- 
wurf sieht vielmehr die völlige Freiheit der Ölmühlen- und Marga- 
rine-Industrie von derartigen Bindungen vor, um ihr eine freie Kon- 
kurrenz untereinander sowie gegenüber den anderen Ernährungs- 
fetten und schließlich vor allem gegenüber der ausländischen Kon- 
kurrenz zu ermöglichen. 

Im Zuge dieser grundsätzlichen Einstellung ist auch von Vorschrif- 
ten über die Zusammensetzung der Margarine, die sogenannte Kom- 
position, abgesehen worden, obgleich gegebenenfalls eine Verpflich- 
tung der Ölmühlen- und Margarine-Industrie, bestimmte Ölfrüchte 
und Ölsaaten oder bestimmte andere Erzeugnisse, z. B. Talg, aufzu- 
nehmen und zu verarbeiten, hätte zweckmäßig erscheinen können. 
Wie hier der Wunsch nach einer völlig freien Entwicklung des Mark- 
tes vor allen anderen Erwägungen den Vorrang erhalten hat, so hat 
man auch von einer Preisbindung bei ölen und Fetten abgesehen. 
Spätestens zum 1. Juli 1950 werden der Importausgleich für öle und 
Fette sowie Abgaben und Zuschüsse zum sogenannten Verrechnungs- 
konto endgültig entfallen. Die Rohstoffpreise der Ölmühlen- und 
Margarine-Industrie werden sich nach den Weltmarktpreisen aus- 
richten. 

Damit ist ein erhebliches Absinken der jetzigen Margarinepreise 
zu erwarten, so daß keine Notwendigkeit mehr besteht, zum Schutze 
des Verbrauchers Höchstpreise festzusetzen oder sonstige Preis- 
bestimmungen zu treffen. Mit dem Wegfall von Preisbindungen ent- 
fällt selbstverständlich auch der früher in der Margarine-Industrie 
geltende Frachtenausgleich. 

Der Entwurf sieht Einfuhrschleusen nur für Butter und Schmalz 
(Schweineschmalz und Butterschmalz) vor. Obgleich mit Rücksicht 
auf den Umfang der deutschen Butterproduktion versucht wird, 



Buttereinfuhren aus dem Auslande auf ein Mindestmaß herabzu- 
drücken, so ist doch mit gewissen Buttereinfuhren zu rechnen. An- 
gesichts der Höhe der deutschen Butterproduktion und der gesun- 
kenen Kaufkraft der Bevölkerung können schon geringe Butter- 
einfuhren den inländischen Markt in Unordnung bringen, insbeson- 
dere wenn die Einfuhren die inländischen Erzeugnisse preislich unter- 
bieten. Zur Erhaltung der Ordnung des Milch- und Buttermarktes 
muß also die Möglichkeit bestehen, den Buttermarkt zu entlasten, 
und zwar entweder dadurch, daß die Einfuhr- und Vorratsstelle ein- 
geführte Butter auf Lager nimmt oder unter Umständen einen 
niedrigeren Butterpreis von Auslandsware durch Abschöpfung an den 
deutschen Butterpreis angleicht. Um Umgehungen zu verhindern, 
müssen die für Butter geltenden Maßnahmen auch für Butterschmalz 
vorgesehen werden. 

Was für Butter (und Butterschmalz) gilt, gilt entsprechend für 
Schweineschmalz. Auch hier wird sich die Vorrats- und Einfuhrstelle 
mit Rücksicht auf die deutsche Vieh- und Fett Wirtschaft unter Um- 
ständen entschließen müssen, gewisse Mengen an Schweineschmalz 
zur Marktentlastung zeitweilig einzulagern oder die Preise für Ein- 
fuhrware der Inlandsware anzugleichen. 

In jedem Falle wird die Vorrats- und Einfuhrstelle durch sorg- 
fältige Marktbeobachtung dafür Sorge zu tragen haben, daß durch 
Einfuhren keine Störungen des inländischen Marktes eintreten, wäh- 
rend sie umgekehrt Ware auf den Markt bringen wird, wenn sich 
wider Erwarten Tendenzen zu einer ungerechtfertigten Preissteige- 
rung auf dem Inlandsmarkt zeigen sollten. 

Was die Preisbildung anbelangt, so sieht der Entwurf — abgesehen 
von der bereits erörterten Preisbildung für Milch — Preisregelungen 
nur für Butter und Schmalz vor (§ 17). Die Möglichkeit zur Preis- 
regelung auf diesem Gebiete ist die logische Ergänzung zur Einfuhr- 
schleuse. Preismanipulationen der Einfuhr- und Vorratsstelle auf dem 
Gebiete Butter und Schmalz können nur dann einen Sinn haben, 
wenn gleichzeitig die Möglichkeit besteht, Preisfestsetzungen — auch 
für den Weiterverkauf — vorzunehmen. 


II. Im Einzelnen 


Zu §5: 

Die in Satz 1 vorgesehenen Maßnahmen sollen aus hygienischen 
Gründen erfolgen; jedoch erscheint es nicht zweckmäßig, eine solche 
Beschränkung in das Gesetz selbst aufzunehmen, da eine feste recht- 
liche Umschreibung der „hygienischen Gründe“ begrifflich nicht 
einfach ist und in einem Verwaltungsstreitverfahren den Ver- 
waltungsrichter vor kaum lösbare Aufgaben stellen würde. 

Zu § 9: 

Die im Interesse der Reinheit der Milch beabsichtigten Maßnahmen 
müssen im gesamten Bundesgebiet einheitlich durchgeführt werden. 
Dies trifft nicht nur für die Prüfungen zu, sondern in ähnlicher Weise 
auch für die Schutzmaßnahmen, wie z. B. Schutz vor Staub und 
Hitze auf dem Transport u. ä. 

Zu § 10 Absatz 3: 

Artikel 80 Absatz 1 des Grundgesetzes sieht ausdrücklich die Über- 
tragung von Ermächtigungen an den Bundesminister vor. In den hier 
in Frage kommenden Fällen ist — wie sich gerade bei den letzten 
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Ereignissen anläßlich der Butterpreisbildung und Buttereinlagerung 
wieder gezeigt hat — meist schnelles, einheitliches Handeln für das 
ganze Bundesgebiet notwendig. Im Interesse der Beschleunigung des 
Verfahrens wird daher der Bundesminister zu Vorschriften über die 
Erhebung von Abgaben für die Buttereinlagerung — den sog. Butter- 
pfennig — im Einvernehmen mit den beteiligten anderen Bundes- 
ministern ermächtigt. 

Zu § 10 Absatz 2 und 3: 

Die Abgaben werden zu Lasten des Erzeugers erhoben. Gesetzliche 
Bestimmungen sind nicht erforderlich, da die Abgaben der vorliegen- 
den Art bisher immer zu Lasten des Erzeugers erhoben worden sind, 
so daß hierüber Zweifel nicht obwalten können. 

Zu § 11: 

Die Landesvereinigung besitzt keine Rechte gegenüber Nichtmit- 
gliedern. Ihre Satzung hat nur unmittelbare Wirkung gegenüber den 
Mitgliedern. Da ihr als einer Art Dachverband nur Organisationen 
angeschlossen sind, müssen die Organisationen ihrerseits durch ihre 
Satzungen oder auf dem durch die Satzung vorgeschriebenen Weg 
ihren Mitgliedern die Verpflichtungen auf erlegen, die die Landes- 
vereinigung den ihr angeschlossenen Organisationen auf gegeben hat; 
dies gilt z. B. für die Maßnahmen auf Gewährung von Prämien oder 
Einbehaltung von Abzügen je nach der Güte der abgelieferten Milch. 

Soweit sich Landesvereinigungen nach § 11 bilden, können sie „zur 
technischen Durchführung“ der milchwirtschaftlichen Vorschriften 
des Gesetzes mitwirken. Die Mitarbeit der Landesvereinigungen er- 
streckt sich nicht auf die Durchführung hoheitlicher Aufgaben; jedoch 
soll eine Nutzbarmachung der praktischen Erfahrungen der an der 
Landesvereinigung beteiligten Wirtschaftskreise und eine Vertiefung 
der Zusammenarbeit zwischen den Behörden und diesen Wirtschafts- 
kreisen erreicht werden. Die technische Durchführung steht daher im 
klaren Gegensatz zu den hoheitlichen Aufgaben. Soweit die Organe 
der Landesvereinigung bei dieser technischen Durchführung Kenntnis 
von Einrichtungs- und Geschäftsverhältnissen erlangen, sind sie zur 
Verschwiegenheit nach § 25 des Entwurfs verpflichtet. 

Die §§ 12 bis 14 

enthalten nach dem Vorbild des Getreidegesetzes, des Zuckergesetzes 
und des Vieh- und Fleischgesetzes Bestimmungen über Errichtung, 
Organe und Aufgaben der Einfuhr- und Vorratsstelle. Mit Rück- 
sicht darauf, daß die Aufgaben der Einfuhr- und Vorratsstelle, ins- 
besondere die von ihr zu treffenden Maßnahmen einer Markt- 
entlastung durch Einlagerung, die Landwirtschaft in stärkstem Maße 
berühren, ist u. a. eine Entsendung von 6 Vertretern der Landwirt- 
schaft und 2 Vertretern der landwirtschaftlichen Genossenschaften in 
den Verwaltungsrat der Einfuhr- und Vorratsstelle vorgesehen. 

Zu § 15: 

In Übereinstimmung mit dem bisher geltenden Recht ist eine Er- 
mächtigung für den Bundesminister, den Fett- und Wassergehalt der 
Margarine — wie bei Butter — zu regeln, erforderlich. 

Zu § 16: 

Die Vorschrift über die Verwendung von entrahmter Milch zur 
Margarineherstellung gehört eigentlich in das Margarinegesetz. Das 
M'argarinegesetz bedarf jedoch so zahlreicher Änderungen und Er- 
gänzungen, daß es unzweckmäßig erschien, den Text des Margarine- 
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gesetzes in einem einzelnen Punkt zu andern. Da andererseits die 
Verwendung von entrahmter Milch zu Margarine im Interesse der 
Milchwirtschaft und zur Hebung der Qualität der Margarine um- 
gehend gefördert werden muß, erschien die im § 16 vorgesehene 
Regelung über die Kennzeichnung der unter Verwendung von ent- 
rahmter Milch oder Magermilchpulver hergestellten Margarine er- 
forderlich. 

Zu § 20 (Gütezeichen): 

Die Kennzeichnung von Milch und Milcherzeugnissen, wie sie bis- 
her zur Qualitätsförderung üblich war, soll beibehalten werden. Die 
Ermächtigung ist notwendig, um ein staatliches Gütezeichen — ähn- 
lich der bisherigen Form, jedoch den neuen Verhältnissen angepaßt 
— herausgeben zu können. Die Regelung im Einzelnen bleibt zweck- 
mäßiger Weise einer besonderen Rechtsverordnung Vorbehalten. 

DieWorschriften über die Buchführung, die Meldepflicht, die Aus- 
kunftspflicht und die Verschwiegenheitspflicht sind den entsprechen- 
den Vorschriften der übrigen mehrfach erwähnten Gesetzentwürfe 
nachgebildet und bedürfen keiner besonderen Erläuterung. Auch die 
Strafbestimmungen entsprechen den Vorschriften der anderen Ge- 
setze. Das gleiche gilt für die Vorschrift über das Inkrafttreten, wobei 
hervorzuheben ist, daß das Milchgesetz mit Ausnahme seines § 38 
ausdrücklich in seiner Weitergeltung bestätigt wird. Bei der Auf- 
stellung des Kataloges der aufzuhebenden Gesetze und Verordnungen 
hat das Bestreben vorgeherrscht, diesen Katalog möglichst vollständig 
zu gestalten, um der geplanten Bereinigung aller älteren Gesetze und 
Verordnungen, die das Bundes- Justizministerium vorbereitet, die 
Wege zu ebnen und Rechtsklarheit zu schaffen. 


Dr. Niklas 
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Anlage 2 


DER ZWEITE VIZEPRÄSIDENT DES DEUTSCHEN BUNDESRATES 


Bonn, den 7. Juli 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 21. Juni 1950 — BK 1987/50 — 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Deutsche Bundesrat in seiner 
27. Sitzung am 7. Juli 1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundr 
gesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über den Verkehr mit 
Milch, Milcherzeugnissen und Fetten(Milch- und 
Fettgesetz) 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzusdilagen. Im 
übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwendungen. 
§ 21 des Entwurfs wurde in der Sitzung des Bundesrates durch den 
Herrn Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zurückgezogen und unterlag somit nicht der Beschlußfassung durch 
den Bundesrat. 


Dr. Müller 
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Änderungen 

des Deutschen Bundesrates 

zum 

Entwurf eines Gesetzes über den Verkehr mit Milch, 
Milcherzeugnissen und Fetten (Milch- und Fettgesetz) 


1. a) In § 1 Absatz 1 Satz 1 treten an die Stelle der Worte: 

„. . . nach Landesrecht zuständigen obersten Landesbehörde 
(oberste Landesbehörde) . . .“ 
die Worte: 

„. . . nach Landesrecht zuständigen Behörde . . 

b) In § 1 Absatz 1 Satz 2, Absatz 3, Absatz 4 Satz 1 und Satz 3, 
§ 2 Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2, § 4, § 5 Satz 1, 
§ 6, § 7 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2, § 8, § 9a Absatz 1 
und Absatz 2 Satz 1, § 10 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1, § 11 
Absatz 1 und Absatz 2, § 17 Absatz 1, § 18 Absatz 1, § 23 
Absatz 1 Satz 2, § 24 Absatz 1 treten jeweils an die Stelle 
der Worte: 

„. . . oberste(n) Landesbehörde(n) . . .“ 
die Worte: 

„. . . nach Landesrecht zuständige(n) Behörde(n) . . 
Begründung: 

Die Änderung erscheint (ebenso wie beim Vieh- 
und Fleischgesetz und beim Zuckergesetz) aus ver- 
fassungsrechtlichen Gründen erforderlich. 

2. § 1 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Milcherzeuger sind verpflichtet, Milch und Sahne 
(Rahm), die sie in den Verkehr bringen, an eine Molkerei, 
die von der -nach Landesrecht zuständigen Behörde be- 
stimmt wird, zu liefern. Die nach Landesrecht zuständige 
Behörde kann den Milcherzeugern mehrere Molkereien zur 
Wahl stellen; die gewählte Molkerei gilt als die nach Satz 1 
bestimmte.“ 

Begründung: 

Es erscheint notwendig, diese Verpflichtung des 
Milcherzeugers als gesetzliche Pflicht festzulegen. 
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3. § 1 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann Milch- 
erzeugern gestatten, Milch oder Sahne (Rahm) unmittelbar 
an Milchhändler, Groß- und Einzelverbraucher abzugeben/ 4 

Begründung: 

Die Abänderung beruht auf nachträglichen Vor- 
schlägen des BELF. 

4. § 1 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die nach Absatz 1 bestimmten Molkereien sind ver- 
pflichtet . . .“ (weiter wie bisher). 

Begründung: 

Die Änderung ergibt sich aus der bei § 1 Absatz 1 
vorgenommenen Änderung. 

5. § 3 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Molkereien im Sinne dieses Gesetzes sind auch Betriebe, 
die Käse, Schmelzkäse, Sauermilchkäse oder Milch- und 
Sahnedauerwaren hersteilen.“ 

Begründung: 

Es erscheint notwendig, die Betriebe, auf die das 
Gesetz zur Anwendung kommen soll, eindeutiger 
zu bezeichnen. 

6. a) Die Überschrift des § 4 soll lauten: 

„Besondere Lief er- und Abnahmepflichten“ 

b) In § 4 werden hinter dem Wort: 

„. . . Milcherzeugnissen . . 
die Worte eingefügt: 

„. . . an andere Molkereien zu liefern oder . . 
Begründung: 

Eine organische Milchmarktregelung hat zur Vor- 
aussetzung, daß nicht nur Abnahme- sondern auch 
Lieferpflichten auferlegt werden können. 

7. a) § 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die nach Landesrecht zuständigen Behörden können be- 
stimmen, daß Milchhändler Milch und Milcherzeugnisse im 
Straßenhandel (§11 Absatz 1 des Milchgesetzes vom 31. Juli 
1930 — Reichsgesetzbl. I S. 421 — ) nur in bestimmten Be- 
zirken absetzen dürfen; Vorschriften, nach denen ein Ver- 
kauf von Milch und Milcherzeugnissen im Straßenhandel 
unzulässig ist, bleiben unberührt.“ 

b) In § 5 Satz 2 kommen die Worte: 

. . vom 31. Juli 1930 (Reichsgesetzbl. I S. 421) . . .“ 
in Fortfall. 

Begründung: 

Es erscheint notwendig, den Begriff „Straßen- 
handel“ näher zu definieren. 
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8. In § 6 wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

„Das gleiche gilt für Mildihandelsbezirke im Sinne des § 5 
Satz 1.« 

Begründung: 

Die Gründe, die für eine Aufrediterhaltung der 
bisherigen Liefer- und Annahmebeziehungen 
sprechen, treffen auch für die Milchhandels- 
bezirke zu. 

9. § 7 erhält folgende Fassung: 

.$ 7 

Änderungen und Ausnahmen 

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden können von 
Amtswegen oder auf Antrag der Landesvereinigung (§ 11), 
eines Milcherzeugers, einer Molkerei oder eines Milchhänd- 
lers Bestimmungen nach §§ 1, 2, 4 und 5 abändern sowie 
Liefer- und Annahmebeziehungen und Milchhandelsbezirke 
(§ 5 Satz 1) verändern oder aufheben, sofern eine solche 
Änderung oder Aufhebung bei Abwägung der Interessen 
der Allgemeinheit und der Beteiligten geboten erscheint. 

(2) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden können 
Ausnahmen von den Bestimmungen des § 1 Absatz 1 und 
des § 2 Absatz 2 für bestimmte Gebiete oder für be- 
stimmte Milcherzeugnisse zulassen." 

Begründung: 

Die Ausdrucksweise des Regierungsentwurfs 
(„Gründe der Versorgung") ist zu eng und es er- 
scheint notwendig, die nach § 7 ^on den Landes- 
behörden zu treffenden Maßnahmen stärker auf 
die Abwägung der Interessen der Allgemeinheit 
abzustellen. 

10. § 9 kommt in Fortfall. 

Begründung: 

Die Vorschrift erscheint überflüssig, da die dort 
vorgesehenen Maßnahmen bereits auf Grund des 
Milchgesetzes vom 31. Juli 1930, das nach § 28 
Absatz 2 Halbsatz 2 unberührt bleibt, getroffen 
werden können. 

11. Als neuer § 9a wird eingefügt: 

»§ 9a 

Fettgehalt der Milch 

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden werden 
ermächtigt, den Mindestfettgehalt der Trinkmilch festzu- 
setzen; er darf nicht weniger als 2,8 Gewichtsteile Fett in 
100 Gewichtsteilen Trinkmilch betragen. 

(2) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden können zu- 
lassen, daß der Fettgehalt der Trinkmilch durch Teilent- 
rahmung von Milch oder durch Vermischung von Milch mit 
entrahmter Milch eingestellt wird. Die Einstellung darf nur 
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von Molkereien, Meiereien oder Gutsmolkereien im Sinne des 
Milchgesetzes vom 31. Juli 1930 (Reichsgesetzbl. I S. 421) 
vorgenommen werden.“ 

Begründung: 

Die Vorschrift beruht auf nachträglichen Vor- 
schlägen des BELF und erscheint notwendig. 

12. § 10 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden können 
nach Anhörung der Landesvereinigungen (§ 11) von den 
Molkereien Ausgleichsabgaben auf die von diesen abgesetzte 
Trinkmilch und Sahne (Rahm) erheben. Übersteigt die Ab- 
gabe einen D-Pfennig je Kilogramm Trinkmilch, so ist die 
Zustimmung des Bundesministers erforderlich. Die auf- 
kommenden Mittel sind gesondert zu verwalten und nach 
Anhörung der Landesvereinigungen (§ 11) für die in Ab- 
satz 1 genannten Zwecke zu verwenden.“ 

Begründung: 

Es ist notwendig, ausdrücklich festzulegen, daß 
die Ausgleichsabgaben nur von der von den Mol- 
kereien abgesetzten Trinkmilch erhoben 
werden dürfen. 

Außerdem ist es in Angleichung an Absatz 3 dieses 
Paragraphen zweckmäßig, festzulegen, daß die 
zuständigen Landesbehörden nach Anhörung 
der Landesvereinigungen vorzugehen haben. 

13. § 10 Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(3) Unbeschadet der Vorschriften des Absatz 2 kann der 
Bundesminister im Einvernehmen mit den Bundesministern 
der Finanzen und für Wirtschaft nach Anhörung der beruf- 
ständischen Organisationen der Landwirtschaft, der Mol- 
kereien und des Handels sowie der Verbraucherorganisatio- 
nen (Gewerkschaften und Hausfrauenverbände) für die 
Dauer von jeweils höchstens vier Monaten durch Rechtsver- 
ordnung die Erhebung von Abgaben durch die Molkereien 
bis zur Höhe von 1 Dpf. je kg angelieferter Milch an- 
ordnen.“ 


Begründung: 

Es muß als ausreichend erachtet werden, wenn der 
in dieser Vorschrift vorgesehene sogenannte Butter- 
pfennig nur für die Dauer von 4 Monaten erhoben 
wird. 

14. § 11 erhält folgende Fassung: 

4 11 

Beteiligung der Milchwirtschaft und der Verbraucher 
( 1 ) V ereinigungen, (Marktgemeinschaften, Arbeitsgemein- 
schaften oder ähnliche Vereinigungen), die sich in den Län- 
dern aus den Organisationen der an der Milchwirtschaft 
beteiligten Wirtschaftskreise und der Verbraucher freiwillig 
zur gemeinsamen Vertretung ihrer wirtschaftlichen Interessen 
gebildet haben, können von den nach Landesrecht zuständigen 
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Behörden als Landesvereinigungen anerkannt und zur Vor- 
bereitung und technischen Durchführung der nach diesem 
Abschnitt und der nach den §§17 Absatz 1, 18 und 20 zu 
treffenden Maßnahmen herangezogen werden. 

(2) Die Anerkennung als Landesvereinigung und die Heran- 
ziehung nach Absatz 1 kann nur erfolgen, wenn die Ver- 
einigung folgende Voraussetzungen erfüllt und sich hinsicht- 
lich der von ihr durchzuführenden Aufgaben der Aufsicht 
der nach Landesrecht zuständigen Behörde unterstellt: 

1. Es müssen in ihr die beruf ständischen Organisationen 
der Landwirtschaft, der Molkereien und des Milch- 
handels vertreten sein, 

2. es muß den Verbrauchern in der Satzung eine ange- 
messene Vertretung in den Organen der Vereinigung 
gesichert sein. 

(3) Der Landesvereinigung dürfen hoheitliche Aufgaben 
nicht übertragen werden.“ 

Begründung: 

Die Fassung dieser Vorschrift ist im wesentlichen 
der Bestimmung des § 17 des Vieh- und Fleisch- 
gesetzes angepaßt worden. 

Wegen der Streichung des bisherigen Absatz 3 des 
Regierungsentwurfs vergl. die Begründung zu § 9. 

15. In § 13 wird als neuer Absatz 3a eingefügt: 

„(3a) Die Einfuhr- und Vorratsstelle kann bei der Abgabe 
von Butter oder Schmalz und bei der Erklärung, Butter 
oder Schmalz nicht zu übernehmen, Auflagen erteilen; sie 
kann dabei insbesondere Bestimmungen über den Zeitpunkt 
der Weiterlieferung, über die gebietliche Verteilung und 
über den Verwendungszweck treffen.“ 

Begründung: 

Ebenso wie im Getreidegesetz und im Zuckergesetz 
erscheint es notwendig, der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle in gewissem Umfange Lenkungsbefugnisse 
zu geben. 

16. In § 13 wird folgender neuer Absatz 3b eingefügt: 

„(3b) Der Bundesminister kann mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung bestimmen, daß die 
Vorschriften der Absätze 1 bis 3a ganz oder teilweise auch 
für Ölsämereien, ölhaltige Früchte, Speisefette, Speiseöle 
sowie für pflanzliche und tierische Fette und öle (roh, 
raffiniert sowie raffiniert und gehärtet) gelten, soweit sie 
für die Herstellung von Nahrungs- und Genußmitteln be- 
stimmt sind. Der Bundesminister gibt die nähere Bezeich- 
nung der in Satz 1 genannten Erzeugnisse bekannt. Im Falle 
des Satzes 1 kann der Bundesminister gleichzeitig bestimmen, 
daß der Verwaltungsrat der Einfuhr- und Vorratsstelle 
durch Aufnahme eines Vertreters der Ölmühlen, eines Ver- 
treters der Margarinefabriken und von zwei weiteren Ver- 
tretern der obersten Landesbehörden erweitert wird.“ 
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Begründung: 

Bei der starken Abhängigkeit des Butterpreises 
vom Margarinepreis ist es unbedingt erforderlich, 
dem BELF zum wenigsten die Befugnis zu geben, 
die Anbietungspflicht und die im übrigen in Ab- 
satz 1 bis 3 a bezeichneten Maßnahmen für Mar- 
garine-Grundstoffe und Fette und Öle einzu- 
führen. 

Bei der Bedeutung dieser Frage erscheint es weiter s 
erforderlich, den Erlaß einer Rechtsverordnung 
nach Absatz 3b von der Zustimmung des Bundes- 
rates abhängig zu machen. 

17. In § 13 wird ein neuer Absatz 5 eingefügt: 

„(5) Bei der Durchführung ihrer kaufmännischen und tech- 
nischen Aufgaben soll sich die Einfuhr- und Vorratsstelle der 
Einrichtungen der Wirtschaft bedienen. “ 

Begründung: 

Durch diese Vorschrift soll sichergestellt werden, 
daß die Vorrats- und Einfuhrstelle die Wirtschaft 
in größtmöglichem Umfang heranzieht. 

18. In § 14 Absatz 1 und 2 treten jeweils an die Stelle der Worte: 

„. . . Butter und Schmalz 
die Worte: 

„. . . Erzeugnisse(n) der in § 13 bezeichneten Art 
Begründung: 

Die Notwendigkeit zur Änderung ergibt sich aus 
der Einfügung des Absatz 3b in § 13. 

19. § 16 kommt in Fortfall. 

Begründung: 

Es kann keine Notwendigkeit anerkannt werden, 
von dem bisherigen Rechtszustand (Artikel 1 § 9 
der Verordnung des Reichspräsidenten zur För- 
derung der Verwendung inländischer tierischer 
Fette und inländischer Futtermittel vom 23. De- 
zember 1922 — Reichsgesetzbl. I S. 575 — ) ab- 
züweichen. 

20. § 17 erhält folgende Fassung: 

4 17 

Preisregelung 

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden können für 
Milch Erzeuger- und Verbraucherpreise sowie Bearbeitungs- 
und Handelsspannen festsetzen. Diese Preise sollen volks- 
wirtschaftlich angemessen sein und den allgemeinen Markt- 
verhältnissen entsprechen. Für die Fälle übergebietlicher 
Lieferungen findet § 8 entsprechende Anwendung. 

(2) Die Bundesregierung oder im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft der Bundesminister kann Er- 
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zeugerpreise für inländische Butter, Butterschmalz, Schweine- 
schmalz, sonstige Speisefette und -öle, pflanzliche und 
tierische Fette und öle (roh, raffiniert, sowie raffiniert und 
gehärtet), soweit sie für die Herstellung von Nahrungs- und 
Genußmitteln bestimmt sind, sowie Preise und Preisspannen 
für den Weiterverkauf festsetzen. Diese sollen volkswirt- 
schaftlich angemessen sein und den allgemeinen Marktver- 
hältnissen entsprechen. 

(3) Werden Preise für Butter bei Abgabe durch die Molke- 
reien nicht festgesetzt, so kann im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschäft der Bundesminister durch 
Rechtsverordnung bestimmen, 

1. daß diese Preise von Notierungskommissionen an be- 
stimmten Orten nach Maßgabe der Umsätze festgestellt 
werden. 

2. daß das Ergebnis als „Amtliche Preisnotierung der No- 
tierungskommission . . festzuhalten und umgehend zu 
veröffentlichen ist. 

Der Bundesminister kann im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft nähere Bestimmungen über das Ver- 
fahren der Notierung sowie über die Zusammensetzung der 
Notierungskommissionen treffen. 

(4) Die Bundesregierung oder im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft der Bundesminister kann 
Übernahme- und Abgabepreise für die von der Einfuhr- und 
Vorratsstelle im Rahmen des § 13 zu übernehmenden Er- 
zeugnisse sowie Preise und Preisspannen für den Weiter- 
verkauf festsetzen, soweit dies erforderlich ist, um eine an- 
gemessene Preisgestaltung sicherzustellen. 

(5) Rechtsverordnungen, durch die Preise nach Absatz 2 
festgesetzt werden, sowie Rechtsvprordnungen nach Absatz 3, 
bedürfen der Zustimmung des Bundesrates." 

Begründung: 

Die Änderungen begründen in Übereinstimmung 
mit den vom Bundesrat beschlossenen Fassungen 
des Getreide- und des Zuckergesetzes für Preis- 
anordnungen die Zuständigkeit des BELF, die 
dieser im Einvernehmen mit dem BWM auszu- 
üben hat. 

Es erscheint weiter erforderlich, die Preisanord- 
nungen, — ebenfalls in Angleichung an das Ge- 
treide- und das Zuckergesetz — nach Absatz 5 
von der Zustimmung des Bundesrates abhängig zu 
machen, weil die im Regierungsentwurf vorge- 
sehene Ausnahmeklausel infolge ihrer unbestimm- 
ten und schlecht bestimmbaren Fassung zu Rechts- 
unsicherheit führt und bei der Vielzahl der mög- 
lichen Preisanordnungen besonders justizpolitisch 
bedenklich ist. 

21. § 18 erhält folgende Fassung: 

4 18 

Umlagen 

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden können von 
den Molkereien Umlagen bis zu 0,5 Dpf. je Kilogramm be- 
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und verarbeiteter Milch erheben, um die Milchwirtschaft zu 
fördern, insbesondere die Milcherzeugung zu steigern, die 
Güte der Milch und Milcherzeugnisse im Sinne des § 2 der 
Ersten Verordnung zur Ausführung des Milchgesetzes vom 
15. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 150) zu heben und den 
Verbrauch von Milch und Milcherz£ugnissen zu steigern. 

(2) Die aufkommenden Mittel sind gesondert zu verwalten 
und nach Anhörung der Landes Vereinigungen (§ 11) zur 
Erfüllung der im Absatz 1 genannten Aufgaben zu ver- 
wenden. “ 


Begründung: 

Durch die Änderung soll der Verwendungszweck 
der Umlage genauer umgrenzt werden. 

Wegen der Änderung des Absatz 2 wird auf die 
Begründung zu § 10 verwiesen. 

22. In § 20 Absatz 2 wird hinter dem Wort: 

„. . . bestimmt 
eingefügt: 

„. . . mit Zustimmung des Bundesrates 
Begründung: 

Bei der Bedeutung der Ausführungsverordnungen 
über das Gütezeichen erscheint es notwendig, diese 
ausdrücklich von der Zustimmung des Bundes- 
rates abhängig zu machen. 

23. a) § 22 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Betriebe, die Schmalz oder die in § 13 Absatz 3 b 
bezeichneten Erzeugnisse be- oder verarbeiten sowie Betriebe, 
die mit Butter, Schmalz oder den in § 13 Absatz 3 b be- 
zeichneten Erzeugnissen handeln, sind verpflichtet . . .“ 
(weiter wie bisher). 

b) In § 22 wird ein neuer Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden können 
durch Rechtsverordnung die Buchführungspflicht des Ab- 
satzes 1 ausdehnen: 

a) auf andere Betriebe der Milch- und Fettwirtschaft als 
die in Absatz 1 und 3 aufgeführten, 

b) auf Erzeugnisse der Milch- und Fettwirtschaft, die in 
Absatz 1 nicht aufgeführt sind, sofern dies aus Grün- 
den der Marktordnung oder der Versorgung der Be- 
völkerung geboten ist.“ 

Begründung: 

Die Änderungen ergeben sich aus den Änderungen 
zu § 13. 

24. § 24 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesminister und die nach Landesrecht zustän- 
digen Behörden können bestimmen, daß auch andere Stellen 
von ihm mit der Durchführung dieses Gesetzes und der dazu 
ergehenden Durchführungsbestimmungen beauftragt werden. 
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auskunftsberechtigt im Sinne des § 1 der Verordnung über 
Auskunftspflicht sind. Dies gilt nicht für Landes Vereini- 
gungen (§ 11). 

Begründung: 

Es erscheint notwendig, auch die zuständigen 
Landesbehörden zu ermächtigen, nachgeordnete 
Dienststellen als auskunftsberechtigte Stellen zu 
bestimmen. Es soll außerdem ausdrücklich klar- 
gestellt werden, daß den Landes Vereinigungen ein 
Auskunftsrecht nicht zusteht, weil ihnen hoheit- 
liche Aufgaben nach § 1 1 Absatz 3 nicht übertragen 
werden dürfen. 

25. § 26 erhält folgende Fassung: 

4 26 

Strafbestimmung 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1 . der Lieferpflicht des § 1 Absatz 1 , § 2 Absatz 2 oder § 4 
zuwiderhandelt, 

2. der Bezugspflicht des § 2 Absatz 1 oder der Abnahme- 
pflicht des § 1 Absatz 4 Satz 1 oder des § 4 oder dem 
Verbot des § 1 Absatz 4 Satz 3 zuwiderhandelt, 

3. als Milchhändler oder Großverbraucher ohne Erlaubnis 
der nach Landesrecht zuständigen Behörde Milch oder 
Sahne (Rahm) von einem Milcherzeuger bezieht, 

4. die Anbietungspflicht nach § 13 Absatz 1, die Buch- 
führungspflicht nach § 22 oder die Meldepflicht nach § 23 
verletzt oder einer Auflage nach § 13 Absatz 3 a zu- 
widerhandelt, 

5. die Auskunft, zu der er nach § 24 Absatz 3 dieses Gesetzes 
und nach den §§ 1 bis 3 der Verordnung über Auskunfts- 
pflicht vom 13. Juli 1923 (Reichsgesetzbl. I S. 699, 723) 
verpflichtet ist, ganz oder teilweise verweigert oder nicht 
in der gesetzten Frist erteilt oder unrichtige oder unvoll- 
ständige Angaben macht, 

6. entgegen dem § 24 Absatz 3 dieses Gesetzes und § 4 
Absatz 1 der Verordnung über Auskunftspflicht die Ein- 
sicht in Geschäftsbriefe, Geschäftsbücher oder Unter- 
lagen für die Bemessung von Preisen oder Vergütungen 
nicht gewährt oder die Besichtigung oder Untersuchung 
von Betriebseinrichtungen oder -räumen nicht gestattet, 

7. Bestimmungen oder schriftlichen Verfügungen zuwider- 
handelt, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
sofern diese Bestimmungen oder Verfügungen ausdrück- 
lich auf die Straf Vorschriften dieses Gesetzes verweisen, 

begeht eine Zuwiderhandlung im Sinne des Zweiten Ab- 
schnittes des Ersten Buches (§§ 6 bis 21) des Wirtschafts- 
strafgesetzes. 

(2) Der Bundesminister bestimmt die Verwaltungsbehörde 
im Sinne des Wirtschaftsstrafgesetzes für die Verfolgung von 
Zuwiderhandlungen 
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a) gegen die Anbietungspflicht des § 13 Absatz 1 und die 
Meldepflicht des § 23 Absatz 2, 

b) nach Absatz 1 Ziffer 5 und 6, soweit die Zuwiderhand- 
lung sich gegen ein vom Bundesminister oder der Einfuhr.- 
und Vorratsstelle oder deren Beauftragten auf Grund 
der Verordnung über die Auskunftspflicht vbm 13. Juli 
1923 gestelltes Verlangen richtet, 

c) gegen Bestimmungen oder schriftliche Einzelverfügungen, 
die der Bundesminister oder die Einfuhr- und Vorrats- 
stelle auf Grund dieses Gesetzes oder von auf ihm be- 
ruhenden Bestimmungen erlassen werden. 

Insoweit nimmt der Bundesminister die Befugnis des § 94 
des Wirtschaftsstrafgesetzes wahr. Im übrigen verbleibt 
es bei der Regelung der §§ *94 und 99 des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes. 

Begründung: 

Durch die Änderungen wird die Strafbestimmung 
dem Zucker- und dem Vieh- und Fleischgesetz 
angepaßt. Die Notwendigkeit zur Änderung des 
Absatzes 1 Ziffer 4 ergibt sich aus der Einfügung 
des Absatzes 3 a in § 13. 

26. § 27 erhält folgende Fassung: 

4 27 

Befugnisse der Lander 

(1) Der Bundesminister kann die ihm in diesem Gesetz 
erteilten Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen auf die nach Landesrecht zuständigen Behörden mit 
dem Recht der Weiterübertragung auf nachgeordnete Be- 
hörden übertragen. 

(2) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden können die 
ihnen in diesem Gesetz erteilten Ermächtigungen zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen, auf nachgeordnete Behörden 
übertragen.“ 

Begründung: 

Die Änderung erscheint notwendig, weil sowohl 
der Bundesminister wie die nach Landesrecht zu- 
ständigen Behörden nach dem Entwurf zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen befugt sind. 

27. Hinter § 27 wird als neuer § 27 a eingefügt: 

4 27 a 

Zustimmung des Bundesrates zu Rechtsverordnungen 
Rechts Verordnungen gemäß § 10 Absatz 3, § 12 Absatz 6, 
§ 14 Absatz 2 Satz 2, § 15, § 23 Absatz 2, § 24 Absatz 2 
bedürfen der Zustimmung durch den Bundesrat nach Ar- 
tikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes nicht. 

Begründung: 

Es soll aus verfassungsrechtlichen Gründen aus- 
drücklich klargestellt werden, in welchen Fällen 
die grundsätzliche Regelung des Artikels 80 Ab- 
satz 2 GG nicht gilt. 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates 


Zu 1. Die Bundesregierung ist damit einverstanden, daß an die 
Stelle der Worte „nach Landesrecht zuständige * Oberste 
Landesbehörde (Oberste Landesbehörde)“ jeweils die 
Worte: 

„nach Landesrecht zuständige Behörde“ treten. 

Zu 2. — 4. Zu § 1 Absatz 1, 3 und 4: 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Im Zuge der freien Marktwirtschaft erscheint eine starre 
Regelung der Molkereieinzugsgebiete nicht angebracht; viel- 
mehr muß es den Ländern überlassen bleiben, von Fall zu 
Fall über die Festlegung von Molkereieinzugsgebieten zu 
entscheiden. Schwierigkeiten können sich hieraus für die 
Milchwirtschaft nicht ergeben, da gemäß § 7 die bisherigen 
Regelungen der Lief er- und Annahmebeziehungen zunächst 
bestehen bleiben. 

Zu 5. Zu § 3 Absatz 4: 

Die Regierungsvorlage wird aufrecht erhalten, da Regelun- 
gen für Betriebe, die nicht Milch, sondern Milcherzeugnisse 
bearbeiten, nicht erforderlich erscheinen. 

Zu 6. Zu § 4: 

Mit den Änderungsvorschlägen des Bundesrates einver- 
standen. 

Zu 7. Zu § 5: 

Mit den Änderungsvorschlägen des Bundesrates einver- 
standen. 

Zu 8. Zu § 6: 

Mit den Änderungsvorschlägen des Bundesrates einver-^ 
standen. 

Zu 9. Zu § 7: 

Mit den Änderungsvorschlägen des Bundesrates einver- 
standen. 

Zu 10. Zu § 9: 

§ 9 der Regierungsvorlage wird aufrechterhalten, um einen 
der Hauptzwecke des Gesetzes, nämlich die Förderung und 
Erhaltung der Güte von Milch und Milcherzeugnissen, deut- 
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lieh herauszustellen. Gleichzeitig wird durch diese Vorschrift 
eindeutig Klarheit über die Ermächtigung des Bundes- 
ernährungsministers zum Erlaß der in § 9 vorgesehenen 
Rechtsverordnungen geschaffen. 

Zu 11. Zu § 9a: 

Mit der Einfügung einverstanden, jedoch nicht mit der 
Maßgabe, daß in Absatz 2 anstelle des Milchgesetzes richtig 
zitiert wird: „Molkereien, Meiereien oder Gutsmolkereien 
im Sinne des § 29 der Ersten Verordnung zur Ausführung 
des Milchgesetzes vom 15. Mai 1931 (Reichs gesetzbl. I 
S. 150)“. 

Zu 12. Zu § 10 Absatz 2: 

Einverstanden; jedoch ist in Satz 2 das Wort „Trink- 
milch“ zu streichen; dieses Wort beruht auf einem offen- 
sichtlichen Redaktionsversehen, da die Zustimmung des 
Bundesministers nach dem Sinne der Vorschrift auch dann 
eingeholt werden soll, wenn die Abgabe bei Sahne 
1 Dpf je Kilogramm übersteigt. 

Zu 13. Zu § 10 Absatz 3 Satz 1: 

Einverstanden; jedoch wird es sich mit Rücksicht auf die 
Laufzeit der Sommersaison empfehlen, die Erhebung der 
Abgabe nicht auf 4 Monate, sondern auf 6 Monate zu 
erstrecken^ 

Zu 14. Zu § 11: 

Mit den Änderungsvorschlägen des Bundesrates einver- 
standen. 

Zu 15. Zu § 13 Absatz 3a: 

Die Einfügung des Absatz 3a erscheint entbehrlich, weil 
für eine etwa erforderliche Marktentlastung bei Butter 
oder Schmalz die Andienungspflicht des Einführers und 
das Übernahmerecht der Einfuhr- und Vorratsstelle aus- 
reichen. 

Zu 16. Zu § 13 Absatz 3b: 

Dem Vorschläge kann nicht zugestimmt werden. Einer 
Ermächtigung zur Einführung einer „Fettschleuse“ bedarf 
es nicht. Die Bundesregierung steht in Übereinstimmung 
mit der Ölmühlen- und Margarineindustrie auf dem 
Standpunkt, daß die Ölmühlen- und Margarineindustrie 
sich ohne alle Bindungen an Verteilungs-, Verwendungs- 
und Preisvorschriften frei entwickeln soll, insbesondere 
um gegenüber dem Auslande wieder im vollen Umfange 
konkurrenzfähig zu werden. 

Bei Einführung einer Schleuse für Margarinerohstoffe wür- 
den sich auch erhebliche praktische Schwierigkeiten hin- 
sichtlich der Abgrenzung der Fette des technischen 
Sektors ergeben. 
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Zu 17. Zu § 13 Absatz 5: 

Mit den Änderungsvorschlägen des Bundesrates einver- 
standen. 

Zu 18. Zu § 14: 

Nach der Stellungnahme der Bundesregierung zu § 13 
Absatz 3b ist die Änderung nicht erforderlich. 

Zu 19. Zu § 16: 

Die Bundesregierung hält § 16 des Entwurfs aufrecht, 
weil die Verwendung von entrahmter Milch und von 
Magermilchpulver bei der Herstellung von Margarine den 
Absatz von entrahmter Milch und Magermilchpulver 
wesentlich heben würde. Die dadurch erzielte Verbesse- 
rung der Margarinequalität würde den ärmeren Verbrau- 
cherschichten zugute kommen. Die Befürchtung, daß da- 
durch der Butterabsatz gefährdet werden könne, wird 
nicht geteilt. 

Zu 20. Zu § 17 Absatz 1, 3 und 5: 

Mit den Änderungsvorschlägen des Bundesrates einver- 
standen. 

Zu § 17 Absatz 2 und 4: 

Die Bundesregierung stimmt diesen Änderungsvorschlägen 
nicht zu, da sie auf der vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Einführung einer Einfuhrschleuse für Margarinerohstoffe 
beruhen, die Bundesregierung aber eine Einfuhrschleuse für 
Margarinerohstoffe ablehnt. 

Der vom Bundesrat gestrichene Schlußsatz des Absatz 4 
(„dabei soll dem Handel die Möglichkeit des Wettbewerbs 
gegeben werden“) wird aufrecht erhalten, weil dieser Satz 
eine wichtige Richtlinie für die Bundesregierung (und damit 
auch für die Einfuhr- und Vorratsstelle) bedeutet. 

Zu 21. Zu § 18 Absatz 1: 

Mit den Änderungsvorschlägen des Bundesrates einverstan- 
den, jedoch mit der Maßgabe, daß — entsprechend den im 
Agrarausschuß des Bundesrates gepflogenen Erörterungen 
— zur Klarstellung hinter den Worten „die Milcherzeugung 
zu steigern“ folgende Worte eingefügt werden: 

„die Bekämpfung der Rindertuberkulose, des Gelben Galts 
und des ansteckenden Verkalbens zu unterstützen,“ 

Zu § 18 Absatz 2: Einverstanden. 

Zu 22. Zu § 20: 

Dem Änderungsvorschläge des Bundesrates wird nicht zu- 
gestimmt. 
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Zu 23. Zu § 22 Absatz 1 und 4: 

Der Änderungsvorschlag des Bundesrates zu Absatz 1 be- 
ruht auf der vom Bundesrat vorgeschlagenen Einführung 
einer Fettschleuse für Margarinerohstoffe. Da die Bundes- 
regierung eine solche Schleuse nicht für erforderlich erach- 
tet, wird dem Vorschlag des Bundesrates nicht zugestimmt. 
Der Einführung des Absatz 4 wird nicht zugestimmt. So- 
weit die Länder Regelungen für erforderlich halten, kön- 
nen diese der Landesgesetzgebung überlassen bleiben. 

Zu 24. Zu § 24 Absatz 2: 

Mit den Änderungsvorschlägen des Bundesrates einver- 
standen. 

Zu 25. Zu § 26: 

Mit den Änderungsvorschlägen des Bundesrates einver- 
standen, jedoch mit folgenden Maßgaben: 

a) In Absatz 1 Ziffer 4 sind die Worte „oder einer 
Auflage nach § 13 Absatz 3 a zuwiderhandelt c< zu 
streichen; 

b) Absatz 2 Buchstabe a) soll folgende Fassung erhalten: 
„a) gegen die Anbietungspflicht des § 13 Absatz 1, 
die Buchführungspflicht des § 22 oder die Melde- 
pflicht des § 23 Absatz 2“. 

Zu 26. Zu § 27: 

Mit den Änderungsvorschlägen des Bundesrates einver- 
standen. 

Zu 27. Zu § 27a: 

Mit der Bundesratsvorlage einverstanden mit der Maß- 

f abe, daß hinter „§ 15“ eingefügt wird: „§ 20,“ (vergl. 
iiffer 22). 
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